
Arbeitsstunden der einzelnen Kalendermonate also 
verschieden große Gehaltsanteile erhält. Der rein 
rechnerische „Ausgleich im Jahresdurchschnitt“ schließt 
die unterschiedliche Größe der konkreten Gehalts­
anteile oder die unterschiedliche Arbeitsleistung in den 
einzelnen Kalendermonaten bei gleichbleibendem Ge­
halt — was dasselbe ist — in sich ein und setzt sie 
voraus. Das Argument spricht also für die konkrete 
und gegen die abstrakte Berechnungsweise in Fällen 
der hier in Betracht kommenden Art. Wenn in Ka­
lendermonaten mit „unterdurchschnittlicher“ Zahl 
konkreter Arbeitstage bzw. Arbeitsstunden (24, 25 Ar­
beitstage bzw. 192, 200 Arbeitsstunden) der an den 
Angestellten auszuzahlende Gehaltsanteil auf der 
Grundlage des Monats mit „durchschnittlicher“ Zahl 
von Arbeitstagen bzw. Arbeitsstunden (26 Arbeitstage 
bzw. 208 Arbeitsstunden) errechnet wird, läuft das in 
Verbindung mit der spürbaren und direkten Kürzung 
des im gegebenen Kalendermonat bestehenden Ge­
haltsanspruchs selbstverständlich auf eine Kürzung des 
durchschnittlichen Gehalts im Jahresmaßstab hinaus.

Solche Gehaltskürzungen sind rechtswidrig und un­
zulässig. In allen Fällen, in denen der Gehaltsanspruch 
für den gegebenen Kalendermonat („Grundanspruch“) 
oder Teile davon in Frage stehen, ist also die konkrete 
Berechnungsweise anzuwenden. Es gibt daher auch 
keine arbeitsrechtliche Bestimmung, die die abstrakte 
Berechnungsweise in solchen Fällen anordnete oder 
auch nur zuließe. Dem stehen § 40 der Verordnung 
zur Förderung und Pflege der Arbeitskräfte usw. vom 
5. Mai 1950 (Gesetz der Arbeit) und § 3 Abs. 2 der 
Verordnung über die Wahrung der Rechte der Werk­
tätigen usw., die in der Argumentation des Beklagten 
eine Rolle spielten, nicht entgegen. § 40 der Verord­
nung zur Förderung und Pflege der Arbeitskräfte legt 
ausschließlich die gesetzliche Arbeitszeit fest: den acht­
stündigen Arbeitstag bzw. die achtundvierzigstündige 
Arbeitswoche. Ähnlich verhält es sich mit § 3 Abs. 2 
der Verordnung über die Wahrung der Rechte der 
Werktätigen. Hierin wird ausschließlich bestimmt, 
durch wen und auf welche Weise in den Betrieben und 
Verwaltungen die tägliche Arbeitszeit innerhalb der 
Grenzen der gesetzlichen Arbeitszeit zu regeln ist. Der 
in dieser Bestimmung erwähnte zweihundertachtstün- 
dige Arbeitsmonat hat nichts mit der Berechnung des 
Gehalts oder von Gehaltsanteilen für die Angestellten 
zu tun, da sie den Angestellten kein „Arbeitsstunden­
soll von 208 Stunden“ im Kalendermonat auferlegen 
will und kann. D. h.: der in dieser Bestimmung er­
wähnte zweihundertachtstündige Arbeitsmonat deckt 
sich nicht mit dem Kalendermonat als Berechnungs­
einheit für das Gehalt.

Mit Recht wurde in der Berufungsverhandlung § 10 
Abs. lc der 3. Durchführungsbestimmung (die gegen­
wärtig in Berlin noch nicht in Kraft ist) zur Verord­
nung über die Wahrung der' Rechte der Werktätigen 
als Beispiel für die rechtliche Anerkennung der ab­
strakten Berechnungsweise erwähnt. Aber gerade 
diese Bestimmung ist für die Anwendungsfälle der 
abstrakten Berechnungsweise sehr aufschlußreich. 
Darin geht es nämlich um die Errechnung des Diffe­
renzbetrages zwischen dem Krankengeld und 90% des 
Nettodurchschnittsverdienstes der letzten 13 Wochen 
bei Krankheit und Betriebsunfall (§§ 26 Abs. 1, 2; 27 
Abs. 1 der Verordnung über die Wahrung der Rechte 
der Werktätigen). Hier handelt es sich also nicht um 
den Gehaltsanspruch im gegebenen Kalendermonat 
selber oder um einen Teil davon, sondern um einen 
von diesem Grundanspruch abgeleiteten Anspruch, der 
auf der Grundlage eines über die Berechnungseinheit 
weit hinausgehenden Zeitraumes zu errechnen ist. In 
solchen Fällen sind ersichtlich die sachlichen Voraus­
setzungen für eine Abstrahierung von der auf die 
einzelnen Kalendermonate entfallenden Anzahl von 
Arbeitstagen bzw. Arbeitsstunden gegeben, so daß den 
Bedürfnissen der betrieblichen Praxis nach weitgehen­

der Vereinfachung der Berechnungsweise ohne Verstoß 
gegen den oben genannten arbeitsrechtlichen Grundsatz 
und ohne finanzielle Beeinträchtigung des Angestellten 
entsprochen werden kann. Aber eben auf solche Fälle 
muß die Anwendung der abstrakten Berechnungsweise 
beschränkt bleiben ...
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Die Redaktion bittet, bei Einsendung von Beiträgen 
für die „Neue Justiz“ darauf zu achten, daß die Manu­
skripte — wenn möglich, in zwei Exemplaren — ein­
seitig und zweizeilig beschrieben und mit ausreichendem 
Redigierrand versehen sind.
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